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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents für bestimmte in der 
Türkei raffinierte Erdölerzeugnisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Gemeinschaft hat sich bis zum Inkrafttreten 
des am 30. Juni 1973 in Ankara Unterzeichneten Er- 
gänzungsprotokolls über die Änderungen des Ab- 
kommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei und des Zusatzprotokolls infolge des Bei- 
tritts der neuen Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft, 
in einem auf die Zeit vor dem Inkrafttreten dieses 
Ergänzungsprotokolls beschränkten und bis höch- 
stens 31. Dezember 1974 geltenden Interimsabkom- 
men verpflichtet, ab 1. November 1973 einige Be- 
stimmungen dieses Protokolls über den Warenaus- 
tausch anzuwenden. Gemäß Artikel 6 dieses Inter- 
imsabkommens, der den einzigen Artikel Absatz 1 
des Anhangs Nr. 1 des Zusatzprotokolls ändert, muß 
die Gemeinschaft von diesem Zeitpunkt an die Zoll- 
sätze für bestimmte in der Türkei raffinierte Erdöl- 
erzeugnisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs im Rahmen eines Gemeinschaftszollkontin- 
gents mit einer Jahresmenge von 340 000 Tonnen 
vollständig aussetzen. Mit Verordnung (EWG) Nr. 
2832/72 vom 28. Dezember 1972 hat der Rat schon 
für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung ein zollfreies Ge- 
meinschaftszollkontingent für die gleichen Erzeug- 
nisse in Höhe von 200 000 Tonnen eröffnet und unter 
ihnen auf geteilt. Somit muß für die Zeit vom 1. No- 
vember bis 31. Dezember 1973 ein zusätzliches Ge- 
meinschaftszollkontingent eröffnet werden, dessen 
Höhe ein Sechstel des Unterschieds, also 23 334 Ton- 
nen, beträgt. Diese zusätzliche Kontingentsmenge 
ist grundsätzlich den neuen Mitgliedstaaten vorzu- 
behalten. Gemäß Artikel 2 des vorgenannten Inter- 
imsabkommens wenden diese Mitgliedstaaten für 
die betreffenden Erzeugnisse Nullsätze an. 


Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Impor- 
teure dieser Mitgliedstaaten den gleichen und kon- 
tinuierlichen Zugang zu diesem Kontingent haben 
und daß der für das Kontingent vorgesehene Zoll- 
satz ohne Unterbrechung auf alle Einfuhren der be- 
treffenden Erzeugnisse in den genannten Mitglied- 
staaten bis Ausschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird; der Gemeinschaftscharakter dieses Kon- 
tingents kann im Hinblick auf die dargelegten 
Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß der Aus- 
nutzung dieses Kontingents eine Aufteilung der 
Menge auf die vorgenannten Mitgliedstaaten zu- 
grunde gelegt wird; damit die tatsächliche Marktent- 
wicklung bei diesen Erzeugnissen möglichst weit- 
gehend berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf dieser Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmen; dieser Bedarf errechnet sich an Hand der 
statistischen Angaben über die während eines reprä- 
sentativen Bezugszeitraums vorgenommenen Ein- 
fuhren aus der Türkei sowie nach den Wirtschafts- 
aussichten für den betreffenden Kontingentszeit- 
raum. 

Die zur Zeit verfügbaren statistischen Angaben, 
die sich im übrigen nur auf 1972 und die ersten bei- 
den Monate von 1973 beziehen, lassen erkennen, 
daß die Einfuhren von Erdölerzeugnissen recht unre- 
gelmäßig sind; so meldete das Vereinigte König- 
reich für 1972 Einfuhren in Höhe von 38 200 Tonnen, 
für Januar 1973 19 200 Tonnen und für Februar 1973 
keine Einfuhren; Dänemark tätigte in den betref- 
fenden Zeitraum keine Einfuhren, während die Ein- 
fuhren von Irland nicht genau ermittelt werden 
konnten. Die Berechnung der Anteile dieser Einfuh- 
ren an den Gesamteinfuhren dieser Mitgliedstaaten 
aus der Türkei hätte keinen Aussagewert. Auf 
Grund der von diesen Mitgliedstaaten übermittelten 
Angaben über die voraussichtlichen Einfuhren in 
dem in Betracht gezogenen Kontingentszeitraum ist 
das betreffende Kontingent prozentual wie folgt auf- 
zuteilen: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 35 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. November 1973 - ll4 {IV fl )- 68070 -E-Zo 35/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Dänemark 10 Vo, 

Irland 10 Vo, 

Vereinigtes Königreich 80 Vo. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren die- 

ser Erzeugnisse in den Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen, ist die Kontingentsmenge in zwei Raten zu 
teilen: Die erste Rate wird auf bestimmte Mitglied- 
staaten aufgeteilt, während die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten dient, wenn sie ihre ursprüngliche 
Quote ausgenutzt haben, sowie auch zur Deckung 
des gegebenenfalls in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 

zung auftretenden zusätzlichen Bedarfs bestimmt ist. 
Um den Importeuren der einzelnen Mitgliedstaaten 
eine gewisse Sicherheit zu geben, empfiehlt es sich, 
die erste Rate des Gemeinschaftszollkontingents 
relativ hoch, d. h. in diesem Fall auf etwa 80 v. H. 
der Kontingentsmenge festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgenutzt wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
um Unterbrechungen zu vermeiden, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, wenn er seine ursprüngliche Quote fast 
ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
einzelnen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt 
sind und soweit noch eine Reservemenge vorhan- 
den ist. Die ursprünglichen und die zusätzlichen 
Quoten müssen bis zum Ende des Kontingentszeit- 
raums gelten. Diese Art der Verwaltung erfordert 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission, die vor allem die Mög- 


lichkeit haben muß, den Stand der Ausnutzung der 
Kontingentsmenge zu verfolgen und die Mitglied- 
staaten davon zu unterrichten. 

Ist Zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten von 
der ursprünglichen Quote eine größere Restmenge 
vorhanden, so muß dieser Staat einen bestimmten 
Prozentsatz davon auf die Reserve übertragen, damit 
nicht ein Teil des Gemeinschaftszollkontingents in 
einem Mitgliedstaat ungenutzt bleibt, während er 
in anderen Mitgliedstaaten verwendet werden 
könnte. 

Angesichts der unterschiedlichen nationalen 
Rechtsvorschriften zur Regelung des Marktes der 
betreffenden Erzeugnisse erscheint es gegenwärtig 
nicht möglich, ein einheitliches Verwaltungsverfah- 
ren vorzusehen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. November bis 31. Dezember 1973 und 
vorbehaltlich der Maßnahmen, die gemäß dem 
einzigen Artikel Absatz 2 und 4 des Anhangs 
Nr. 1 zum Zusatzprotokoll zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
getroffen werden könnten, wird in den neuen 
Mitgliedstaaten für die nachstehend aufgeführ- 
ten in der Türkei raffinierten Erdölerzeugnisse 
des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zolltarifs ein 
zusätzliches Zollkontingent in Höhe von 23 334 
Tonnen eröffnet: 


Nummer des Gemein- i 

Samen Zolltarifs Warenbezeichnung 

27.10 Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, ausgenommen rohe öle; Zubereitun- 

gen mit einem Gehalt an Erdöl oder öl aus bituminösen Mineralien von 70 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr, in denen diese öle den Charakter der Ware be- 
stimmen, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 

A. Leichtöle: 

III. zu anderer Verwendung 

B. mittelschwere Öle: 

IIL zu anderer Verwendung 

C. Schweröle: 

I. Gasöl: 

c) zu anderer Verwendung 

II. Heizöl: 

c) zu anderer Verwendung 

III. Schmieröle und andere: 

c) zum Mischen unter den Bedingungen der zusätzlichen Vorschrift 7 zu 
Kapitel 27 a) 


a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzun- 
gen. 
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Nummer des Gemein- , , 

Samen Zolltarifs Warenbezeidmung 


27,11 


27.12 


27.13 


27.14 


d) zu anderer Verwendung 

Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasserstoffe: 

B. andere: 

i 1. handelsübliches Propan und handelsübliches Butan: 

' c) zu anderer Verwendung 

Vaselin: 

A. roh: 

III. zu anderer Verwendung 

B. andere 

Paraffin, Erdölwadis, Wadis aus bituminösen Mineralien, Ozokerit, Montan- 
wachs, Torfwachs, paraffinische Rüdestände (z. B. Gatsdi, sladc wax), auch gefärbt: 
B. andere: 

L roh: 

c) zu anderer Verwendung 
II. andere 

j Bitumen, Petrolkoks und andere Rückstände aus Erdöl oder öl aus bituminösen 
I Mineralien: 

I C. andere 


2. Im Rahmen dieses zusätzlichen Zollkontingents 
wenden die neuen Mitgliedstaaten für diese Erd- 
ölerzeugnisse Zollfreiheit an. 

3. Dieses Zollkontingent wird gemäß den nachste- 
henden Bestimmungen aufgeteilt und verwaltet. 

Artikel 2 

1. Das in Artikel 1 Absatz 1 genannte Zollkontin- 
gent wird in zwei Raten aufgeteilt. 

2. Die erste Rate in Höhe von 19 000 Tonnen wird 
auf bestimmte Mitgliedstaaten aufgeteilt; die 
Quoten, die vorbehaltlich des Artikels 6 vom 

1. November bis 31. Dezember 1973 gelten, be- 
laufen sich für diese Mitgliedstaaten auf nach- 
stehende Mengen: 

Dänemark 1 900 Tonnen, 

Irland 1 900 Tonnen, 

Vereinigtes Königreich 15 200 Tonnen. 

3. Die zweite Rate in Höhe von 4 334 Tonnen bil- 

det die Reserve. 

Artikel 3 

Entsteht nach Aus Schöpfung des mit Verordnung 
(EWG) Nr. 2832/72 vom 28. Dezember 1972 eröffne- 
ten Gemeinschaftszollkontingents in einem der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung ein Bedarf, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat die Ziehung einer zusätzlichen 


Quote in einer angemessenen Höhe auf die mit vor- 
liegender Verordnung gebildeten Reserve vor, so- 
weit dies nach der in dieser Reserve verbliebenen 
Menge möglich ist. 

Artikel 4 

1 . Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 2 festgesetzte ursprüngliche Quote oder 
- bei Anwendung des Artikels 6 - die gleiche 
Quote abzüglich der auf die Reserve übertrage- 
nen Menge zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission - soweit die Reservemenge aus- 
reicht - die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe 
von 20 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
die gegebenenfalls auf die höhere Einheit auf- 
gerundet wird, 

2. Ist nach Ausschöpfung seiner ursprünglichen 
Quote die zweite von einem Mitgliedstaat gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat unter den in Ab- 
satz 1 genannten Bedingungen unverzüglich die 
Ziehung einer dritten Quote in Höhe von 10 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, die gegebenen- 
falls auf die höhere Einheit aufgerundet wird. 

3. Ist nach Aus Schöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat gemäß den Bedingungen des 
Absatzes 1 die Ziehung einer vierten Quote in 
Höhe der dritten Quote vor. 


4 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1193 


Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Er- 
schöpfung der Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 kön- 
nen diese Mitgliedstaaten niedrigere Quoten zie- 
hen als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterridaten 
die Kommission über die Gründe, die sie ver- 
anlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 5 

Die gemäß Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen 
Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1973. 


Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 

1. Dezember 1973 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er spätestens am 10. Dezember 1973 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse mit, die sie 
bis zum 1. Dezember 1973 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ur- 
sprünglichen Quote, den sie auf die Reserve über- 
tragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1973 über die Menge der Reserve, die 
nach den gemäß Artikel 6 erfolgten Übertragungen 
verbleibt. 


Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der zu- 
sätzlichen Quoten, die sie gemäß Artikel 3 und 
4 gezogen haben, die fortlaufende Anrechnung 
auf ihren kumulierten Anteil an dem Gemein- 
schaftszollkontingent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um den in ihrem Gebiet ansässi- 
gen Importeuren der betreffenden Erzeugnisse 
freien Zugang zu den ihnen zugeteilten Quoten 
zu garantieren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Erzeugnisse festgestellt, die bei der 
Zollstelle zur Abfertigung zum freien Verkehr 
angemeldet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren dieser Erzeugnisse tat- 
sächlich auf ihre Quoten angerechnet worden sind. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
eng miteinander zusammen, um die Einhaltung die- 
ser Verordnung zu gewährleisten. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung der zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingente für Baumwollgarne, 
nicht in Aufmachungen für den Einzelverkauf, der Tarif nummer 55.05 und Gewebe 
aus Baumwolle der Tarifnummer 55.09 des Gemeinsamen Zolitarifs, mit Herkunft 
aus der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Gemeinschaft hat sich bis zum Inkrafttreten 
des am 30. Juni 1973 in Ankara Unterzeichneten Er- 
gänzungsprotokolls über die Änderungen des Ab- 
kommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei und des Zusatzprotokolls infolge des Beitritts 
der neuen Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft, in 
einem auf die Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Er- 
gänzungsprotokolls beschränkten und bis höchstens 
31. Dezember 1974 geltenden Interimsabkommen 
verpflichtet, ab 1. November 1973 einige Bestim- 
mungen dieses Protokolls über den Warenaustausch 
anzuwenden. Gemäß Artikel 6 dieses Interimsab- 
kommens, der den Artikel 1 des Anhangs Nr. 2 des 
Zusatzprotokolls ändert, muß die Gemeinschaft von 
diesem Zeitpunkt an eine Zollsenkung in Höhe von 
75 v. H. auf die Einfuhr von aus der Türkei stam- 
menden Baumwollgarnen, nicht in Aufmachung für 
den Einzelverkauf, und Geweben aus Baumwolle 
der Tarifnummern 55.05 und 55.09 des Gemeinsamen 
Zolltarifs im Rahmen von jährlichen Gemeinsdiafts- 
zollkontingenten in Höhe von 390 Tonnen für Baum- 
wollgarne und 1390 Tonnen für Gewebe aus Baum- 
wolle gewähren. Der vorgenannte Artikel 6 setzt 
für diese Gemeinschaftszollkontingente folgende 
Aufteilung fest: 

— für Baumwollgarne: 

300 Tonnen für die Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung, 

40 Tonnen für Dänemark, 10 Tonnen für Irland 
und 40 Tonnen für das Vereinigte Königreich; 

— für Gewebe aus Baumwolle: 

1000 Tonnen für die Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung. 

20 Tonnen für Dänemark, 10 Tonnen für Irland 
und 360 Tonnen für das Vereinigte Königreich. 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2833/72 vom 28. Dezem- 
ber 1972 hat der Rat schon für die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 


mensetzung für 1973 zollfreie Gemeinschaftszoll- 
kontingente für diese Waren eröffnet und unter 
ihnen aufgeteilt. Die Kontingentsmengen entspre- 
chen den Mengen, die dieser Gemeinschaft bei der 
vorgenannten Aufteilung zugeteilt wurden oder lie- 
gen darüber. Somit müssen für die Zeit vom 1. No- 
vember bis 31. Dezember 1973 zusätzliche Gemein- 
schaf tszollkontingente eröffnet werden; die Kontin- 
gentsmengen entsprechen einem Sechstel der Unter- 
schiede, also 15 Tonnen bei Baumwollgarnen und 65 
Tonnen bei Geweben aus Baumwolle und sind auf 
die neuen Mitgliedstaaten nach den Prozentsätzen 
aufzuteilen, wie sie sich aus der obengenannten Auf- 
teilung ergeben. Artikel 2 dieses Interimsabkom- 
mens sieht vor, daß die neuen Mitgliedstaaten die 
gemäß dem Assoziationsabkommen erforderlichen 
Zollsenkungen mit Inkrafttreten des Interimsabkom- 
mens zu den vorgeschriebenen Prozentsätzen und 
Zeitpunkten vornehmen und daß diese Senkungen 
vor allem bei den Erzeugnissen des Anhangs Nr. 2 
des Zusatzprotokolls - zu denen diese Textilerzeug- 
nisse gehören - keinesfalls niedriger sein dürfen 
als die von den neuen Mitgliedstaaten gegenüber 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung angewandten Sätze. Die von den neuen 
Mitgliedstaaten im Rahmen der betreffenden Zoll- 
kontingente anzuwendende Senkung muß also auf 
20 V. H. beschränkt sein. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure dieser Mitgliedstaaten den gleichen und kon- 
tinuierlichen Zugang zu diesen Kontingenten haben 
und daß die für die Kontingente vorgesehenen Zoll- 
sätze ohne Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren 
der betreffenden Waren in diesen Mitgliedstaaten 
bis zur Ausschöpfung der Kontingente angewandt 
werden. 

Um der Entwicklung der Einfuhren der betreffen- 
den Waren in den genannten Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, sind die Kontingentsmengen in 
zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf die 
vorgenannten Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und 
die zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung 
des Bedarfs der Mitgliedstaaten bestimmt ist, die 
ihre ursprüngliche Quote ausgeschöpft haben. Um 
den Importeuren der einzelnen Mitgliedstaaten eine 
gewisse Sicherheit zu geben, empfiehlt es sich, die 
erste Rate der Gemeinschaftszollkontingente rela- 
tiv hoch, d. h, in diesem Fall auf etwa 80 v. H. der 
Kontingentsmenge festzusetzen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 40 


6 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1193 


Die ursprünglichen Quoten dieser Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgenutzt wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
um Unterbrechungen zu vermeiden, sollte jeder Mit- 
gliedsstaat, der eine seiner ursprünglichen Quoten 
fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätz- 
lichen Quote auf die entsprechende Reserve vor- 
nehmen. Diese Ziehung muß jeder Mitgliedstaat 
vornehmen, wenn seine einzelnen zusätzlichen Quo- 
ten fast ganz ausgenutzt sind und soweit noch Re- 
servemengen vorhanden sind. Die ursprünglichen 
und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausnutzung der Kontingentsmengen zu verfol- 
gen und die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten von 


einer der ursprünglichen Quoten eine größere Rest- 
menge vorhanden, so muß dieser Staat davon einen 
Prozentsatz auf die entsprechende Reserve übertra- 
gen, damit nicht ein Teil der Gemeinschaftszollkon- 
tingente in einem Mitgliedstaat ungenutzt bleibt, 
während er in anderen Mitgliedstaaten verwendet 
werden könnte - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

1. Vom 1. November bis 31. Dezember 1973 werden 
in den neuen Mitgliedstaaten für die nachstehend 
aufgeführten Waren mit Herkunft aus der Tür- 
kei folgende zusätzliche Gemeinschaftszollkon- 
tingente eröffnet: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


55.05 


W arenbezeichnung 


Kontingents- 

menge 


Baumwollgarne, nicht in Aufmachung für den Einzelverkauf 


15 Tonnen 


55.09 


Andere Gewebe aus Baumwolle 


65 Tonnen 


2. Im Rahmen dieser zusätzlichen Zollkontingente 
wenden die neuen Mitgliedstaaten die in Spalte 1 
der nachstehenden Tabelle angegebenen Zoll- 


sätze an Stelle der in Spalte 2 genannten und 
gegenüber dritten Ländern geltende Zollsätze 
an: 


Anwendbarer Zollsatz 

Kontingentszollsatz dritte Länder 

1 2 

Für Baumwollgarne 

(Nummer 55.05 des Gemeinsamen 
Zolltarifs) 


— Dänemark 

0 »/o 

0 «/o 


4 ®/o 

5 «/o 

— Irland 

38,4 “/o 

48 »/o 

— Vereinigtes Königreich 

10,4 »/o 

13 “/o 


6 ®/o 

7,5 «/o 


Für andere Gewebe aus 
Baumwolle 


(Nr. 55.09 des Gemeinsamen 
Zolltarifs) 


— Dänemark 

2,4 «/o 

3 ®/o 


8 “/o 

10 ®/o 


10 »/o 

12,5 ®/o 

— Irland 

32 »/o 

40 ®/o 


48 »/o 

60 ®/o 


0,08 £/yard* 

0,10 £/yard^ 


0,576 f/yard* 

0,72 £/yard* 


0,36 £/yard^ 

0,45 £/yard* 


0,128 £/yard2 

0,16 £/yard® 

— Vereinigtes Königreich 

14 ®/o 

17,5 ®/o 
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3. Diese Zollkontingente werden gemäß den nach- 
stehenden Bestimmungen aufgeteilt und verwal- 
tet. 


Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Zollkontin- 
gente werden in zwei Raten aufgeteilt. 

2. Die erste Rate eines jeden Kontingents wird auf 
die Mitgliedstaaten auf geteilt; die Quoten, die 
vorbehaltlich des Artikels 5 bis zum 31. Dezem- 
ber 1973 gelten, belaufen sich für die Mitglied- 
staaten auf nachstehende Mengen : 

- in Tonnen - 

Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs 



55.05 

55.09 

Dänemark 

5,3 

2,6 

Irland 

1,4 

1,4 

Vereinigtes Königreich 

5,3 

48,- 


12,- 

52,- 


3. Die zweite Rate in Höhe von 3 beziehungsweise 
13 Tonnen bildet die entsprechende Reserve. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat eine seiner gemäß Arti- 
kel 2 Absatz 2 festgesetzten ursprünglichen Quo- 
ten oder “ bei Anwendung des Artikels 5 - die 
gleiche Quote abzüglich der auf die entsprechen- 
de Reserve übertragenen Menge zu 90 v. H. oder 
mehr ausgenutzt, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission ~ soweit 
die Reservemenge ausreicht - die Ziehung einer 
zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote vor, die gegebenenfalls auf 
die höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung einer seiner ursprüng- 
lichen Quoten die zweite von einem Mitglied- 
staat gezogene Quote zu 90 v. H. oder mehr aus- 
genutzt, so nimmt dieser Mitgliedstaat unter den 
im Absatz 1 genannten Bedingungen unverzüg- 
lich die Ziehung einer dritten Quote in Höhe 
von 7,5 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
die gegebenenfalls auf die höhere Einheit auf- 
gerundet wird. 

3. Ist nach Ausschöpfung einer der zweiten Quoten 
die dritte von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß den Bedingun- 
gen des Absatzes 1 die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Er- 
schöpfung der Reserve angewandt. 


4. Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 können 
diese Mitgliedstaaten niedrigere Quoten ziehen 
als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Gnmd 
zu der Annahme besteht, daß diese nicht ausge- 
schöpft werden können. Sie unterrichten die Kom- 
mission über die Gründe, die sie veranlaßt ha- 
ben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quo- 
ten gelten bis zum 31. Dezember 1973. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat eine seiner ursprünglichen 
Quoten am 1. Dezember 1973 nicht ausgeschöpft, 
so überträgt er spätestens am 10. Dezember 1973 von 
der nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Re- 
serve, Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die betref- 
fende Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Waren mit, die sie bis 
zum 1. Dezember 1973 einschließlich durchgeführt 
und auf die Gemeinschaftszollkontingente angerech- 
net haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ur- 
sprünglichen Quoten, den sie auf die entsprechende 
Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserven, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten bis spätestens 
15. Dezember 1973 über die Menge der einzelnen 
Reserven, die nach den gemäß Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ven ausgeschöpft werden, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 7 

1 . Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der zu- 
sätzlichen Quoten, die sie gemäß Artikel 3 ge- 
zogen haben, die fortlaufende Anrechnung auf 
ihren kumulierten Anteil an den Gemeinschafts- 
zollkontingenten zu ermöglichen. 


8 



Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1 1 93 


2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um den in ihrem Gebiet ansäsi- 
gen Importeuren der betreffenden Waren freien 
Zugang zu den ihnen zugeteilten Quoten zu ga- 
rantieren, 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Waren nach Maßgabe der Gestel- 
lung der betreffenden Waren bei der Zollstelle 
mit einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren der betreffenden Wa- 
ren tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet worden 
sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
eng miteinander zusammen, um die Einhaltung die- 
ser Verordnung zu gewährleisten. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Im Anschluß an die Verhandlungen mit der Tür- 
kei über die Anpassung des Assoziationsabkom- 
mens zwischen der Türkei und der Gemeinschaft so- 
wie des Zusatzprotokolls infolge des Beitritts der 
neuen Mitgliedstaaten hat die Gemeinschaft am 30. 
Juni 1973 in Ankara ein Ergänzungsprotokoll unter- 
zeichnet, das nach seiner Ratifizierung in Kraft tritt. 

Die Gemeinschaft beabsichtigt, bis zum Inkrafttre- 
ten dieses Protokolls durch ein Interimsabkommen, 
das in der Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Ergän- 


zungsprotokolls, nicht aber über den 31. Dezember 
1974 hinaus gültig wäre, bereits am 1. November 
1973 einige Bestimmungen dieses Protokolls über 
den Warenaustausch in Kraft zu setzen. 

2. Artikel 6 dieses Interimsabkommens, der den 
einzigen Artikel 1 Absatz 1 des Anhangs 1 und Arti- 
kel 1 Absatz 2 des Anhangs 2 des Zusatzprotokolls 
ändert, sieht unter anderem die Eröffnung jährlicher 
Gemeinschaftszollkontingente für folgende Erzeug- 
nisse zu den jeweils genannten Bedingungen vor: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

j ährliche 
Kontingents- 
menge 

Kontingents- 

zollsatz 

ex Kapitel 27 

Bestimmte Erdölerzeugnisse 

340 000 Tonnen 

zollfrei 

55.05 ! 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachung für den Ein- 
zelverkauf 

390 Tonnen 

Senkung um 

75 V. H. 

55.09 

Andere Gewebe aus Baumwolle 

1 390 Tonnen 

Senkung um 
_7J^v.H. 


Der vorgenannte Artikel 6 legt auch die Aufteilung 
der jährlichen Kontingentemengen für Textilerzeug- 
nisse auf die einzelnen Mitgliedstaaten fest. Folgen- 
de Aufteilung ist vorgesehen: 

Baumwollgarne (Tarifnummer 55.05) 

Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung 300 Tonnen 

Dänemark 40 Tonnen 

Irland 10 Tonnen 

Vereinigtes Königreich 40 Tonnen 

Andere Gewebe aus Baumwolle (Tarifnummer 55.09) 

Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung 1000 Tonnen 

Dänemark 20 Tonnen 

Irland 10 Tonnen 

Vereinigtes Königreich 360 Tonnen. 

3. Bei den Kontingentsmengen ist zu berücksichti- 
gen, daß der Rat durch seine Verordnung (EWG) Nr. 
2832/72 und 2833/72 vom 28. Dezember 1972^) für 
das Jahr 1973 bereits Gemeinschaftszollkontingente 
eröffnet und auf die Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung ver- 
teilt hat; diese Kontingente beliefen sich auf 200 000 
Tonnen für Erdölerzeugnisse, 500 Tonnen für Baum- 
wollgarne und 1000 Tonnen für andere Gewebe aus 
Baumwolle. Um der Verpflichtung der Gemeinschaft 
nachzukommen, müssen also zusätzliche Zollkontin- 
gente in Höhe eines Sechstels der für den in Betracht 
gezogenen Kontingentszeitraum festgesetzten Jah- 
resvolumen eröffnet werden; die Kontingentsmenge 


würde bei Erdölerzeugnissen 23 334 Tonnen, bei 
Baumwollgarnen 15 Tonnen und bei anderen Gewe- 
ben aus Baumwolle 65 Tonnen betragen und müßte 
grundsätzlich den neuen Mitgliedstaaten Vorbehal- 
ten bleiben. 

4. Was die in den neuen Mitgliedstaaten anwend- 
baren Zollsätze anbelangt, so setzt Artikel 2 des vor- 
genannten Interimsabkommens einerseits fest, daß 
die auf Grund des Assoziationsabkommens vorge- 
schriebenen Zollsenkungen von den neuen Mitglied- 
staaten bereits bei Inkrafttreten des Abkommens im 
vorgesehenen Umfang und Zeitplan angewendet 
werden und andererseits schreibt dieser Artikel vor, 
daß die sich aus der Anwendung dieser Senkungen, 
insbesondere bei den Erzeugnissen des Anhangs 2 
- zu denen die vorgenannten Textilerzeugnisse ge- 
hören - ergebenden Zollsätze in keinem Fall niedri- 
ger sein dürfen, als die Sätze, welche die neuen Mit- 
gliedstaaten gegenüber der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung anwenden. 

Daraus ergibt sich, daß die neuen Mitgliedstaaten 
bei Erdölerzeugnissen Zollfreiheit anwenden müs- 
sen, während die Senkung der Zollsätze für Textil- 
erzeugnisse auf 20 V. H. - der den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten während des Kontingentszeitraums 
gewährten Zollsenkung - zu begrenzen ist. 

5. Zu der Aufteilung der Kontingente für Textil- 
erzeugnisse auf die Mitgliedstaaten ist nichts weiter 
hinzuzufügen, da diese Aufteilung im Interimsab- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 35 und 40 
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kommen festgelegt ist. Demgegenüber war es bei 
Erdölerzeugnissen auf Grund der statistischen An- 
gaben, die übrigens nur für 1972 und die ersten bei- 
den Monate von 1973 sowie nur für einzelne Mit- 
gliedstaaten vorliegen, nicht möglich, eine genaue 
Vorstellung über die Prioritäten und den Bedarf der 
Mitgliedstaaten im Kontingentszeitraum zu erhalten. 
Daher wurden diese Kontingente trotz des verhält- 
nismäßig geringen Volumens der Zollkontingente 
und ihrer ziemlich kurzen Geltungsdauer in zwei 
Raten unterteilt, wobei die erste Rate auf die neuen 
Mitgliedstaäten aufgeteilt wurde und die zweite als 
Reserve zur Deckung eines etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs dieser Mitgliedstaaten sowie auch zur Dek- 
kung des in den ursprünglichen Mitgliedstaaten auf- 
tretenden Bedarfs an Erdölerzeugnissen vorgesehen 
ist. 

6. Der Verordnungsvorschlag über die Textiler- 
zeugnisse sieht als das von den betreffenden Mit- 
gliedstaaten anzuwendende Verwaltungsverfahren 
einheitlich das „Windhundverfahren" vor. Hingegen 
ist es bei Erdölerzeugnissen nicht möglich, zum der- 
zeitigen Zeitpunkt ein einheitliches Verwaltungsver- 
fahren (Windhund verfahren oder Kontingentschein- 
verfahren) festzulegen. So sind die nationalen Vor- 
schriften zur Regelung des Marktes für diese Erzeug- 
nisse in den einzelnen Mitgliedstaaten oft sehr un- 
terschiedlich, was die Möglichkeit einer gemeinsa- 
men Verwaltung ausschließt. In diesem Fall hat 
jeder Mitgliedstaat ausnahmsweise die Möglichkeit, 
seine Quote nach seinen eigenen einschlägigen Vor- 
schriften zu verwalten, dabei jedoch den Importeu- 
ren dieser Erzeugnisse den freien Zugang zum Kon- 
tingent zu gewährleisten. 
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